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A. Prüfungsauftrag

Der Vorstand des

hat uns beauftragt, den Jahresabschluss zum 31.12.2023 unter Einbeziehung der zugrunde

liegenden Buchführung für das Geschäftsjahr 2023 des Vereins nach berufsüblichen Grund-

sätzen zu prüfen sowie über das Ergebnis unserer Prüfung schriftlich Bericht zu erstatten.

Wir haben den Auftrag mit Schreiben vom 19.12.2023 angenommen.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die 

anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Gemäß § 11 Abs. 2 der Satzung des Vereins ist die Jahresabschlussprüfung entsprechend den 

für Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches

durchzuführen.

Bei unserer Prüfung waren auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des 

Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) zu beachten.

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nachfolgenden Bericht, 

der in Übereinstimmung mit den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten 

(IDW PS 450 n. F. (10.2021)) erstellt wurde. Nach Darstellung der rechtlichen Verhältnisse und sonstigen

Angaben enthält der Bericht in Abschnitt C. Feststellungen gem. § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB. Unser 

Bericht über die Prüfung ist an den geprüften Verein gerichtet.

Die Prüfungsdurchführung und die Prüfungsergebnisse sind in den Abschnitten D. und E. im

Einzelnen dargestellt. Die Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG sind in 

Abschnitt F. aufgeführt. Der aufgrund der Prüfung erteilte uneingeschränkte Bestätigungsvermerk 

wird in Abschnitt G. wiedergegeben.

- im Folgenden auch "Verein" genannt -

Schmallenberg-Bad Fredeburg

Sauerland-Tourismus e.V.
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Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss, bestehend aus der Bilanz (Anlage 1),

der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) und dem Anhang (Anlage 3), beigefügt.

Die in § 53 HGrG und in den dazu vorliegenden Prüfungsgrundsätzen geforderten Angaben haben 

wir in Anlage 5 (Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der 

wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG) zusammengestellt. 

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten,

liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage 7 beigefügten "Allgemeine Auftragsbedingun-

gen für Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 

1. Januar 2024" zugrunde. Wir verweisen ergänzend auf die dort in Ziffer 9 enthaltenen Haftungsregelungen

 und auf den Haftungsausschluss gegenüber Dritten.
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B. Rechtliche Verhältnisse und sonstige Angaben

I. Rechtliche Verhältnisse

Name: Sauerland-Tourismus e.V.

Sitz des Vereins: Schmallenberg-Bad Fredeburg

Satzung: Vom 05.05.2003, zuletzt geändert am 10.11.2005 und durch

Beschluss der Mitgliederversammlung am 29.09.2021

Register: Amtsgericht Arnsberg, VR 60443

Gegenstand des Vereins: Vereinszweck ist es, in enger Abstimmung mit den Orten

bzw. touristischen Arbeitsgemeinschaften, den Tourismus im

Sauerland zu fördern. Der Verein agiert als touristischer Regional-

verband an den Erfordernissen des Marktes.

Hierzu gehören insbesondere die Entwicklung des touristischen

Leitbildes der Region, Themenmarketing, Interessenvertretung

des Sauerland-Tourismus nach innen und außen sowie die

Vertretung des Sauerland-Tourismus in touristischen Dachver-

bänden.

Gewinnerzielungsabsicht: Eine Gewinnerzielungsabsicht wird nicht verfolgt.

Geschäftsjahr: Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
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Vereinsmitglieder: Mitglieder des Vereins sind gem. § 3 der Vereinssatzung:

 - Hochsauerlandkreis

 - Märkischer Kreis

 - Kreis Olpe

 - Kreis Soest

 - Landkreis Waldeck-Frankenberg 

Darüber hinaus können weitere juristische oder natürliche 

Personen, die am Sauerland-Tourismus interessiert sind, 

im Sauerland-Tourismus tätig sind oder einen Bezug zum 

 Sauerland-Tourismus haben, die Mitgliedschaft erwerben. 

Mitgliederverzeichnis per 31.12.2023: Brauerei C. & A. Veltins GmbH & Co. KG

Campinganlage Gut Kalberschnacke GmbH

DEHOGA Westfalen e.V.

Elspe Festival GmbH

Ev. Kirchenkreis Soest - Arnsberg

FORT FUN GmbH

Freizeitwelt Sauerland GmbH

Gemeinde Anröchte

Gemeinde Bad Sassendorf

Gemeinde Bestwig

Gemeinde Diemelsee

Gemeinde Ense

Gemeinde Finnentrop

Gemeinde Herscheid

Gemeinde Kirchhundem 

Gemeinde Lippetal

Gemeinde Nachrodt-Wiblingwerde

Gemeinde Schalksmühle

Gemeinde Welver

Gemeinde Wenden

Gemeinde Wickede

Gemeinde Willingen

Hochsauerlandkreis

IHK Arnsberg Hellweg-Sauerland

IHK Siegen
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Kreis Olpe

Kreis Soest

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Landkreis Waldeck-Frankenberg

Märkischer Kreis

Möhneseeschifffahrt GmbH 

Plettenberger KulTour GmbH

Romantik Hotel Platte

Sauerland Initiativ e.V.

Sauerländischer Gebirgsverein e.V. 

Schmallenberger Sauerland Tourismus GmbH

SIHK Hagen

Sparkasse Mitten im Sauerland

Stadt Altena 

Stadt Arnsberg

Stadt Attendorn

Stadt Balve

Stadt Drolshagen

Stadt Geseke

Stadt Halver

Stadt Hemer 

Stadt Iserlohn

Stadt Kierspe

Stadt Lennestadt

Stadt Lüdenscheid

Stadt Marsberg 

Stadt Medebach 

Stadt Meinerzhagen

Stadt Menden

Stadt Meschede

Stadt Neuenrade

Stadt Olpe

Stadt Rüthen

Stadt Werdohl
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Stadt Winterberg

Stadtmarketing-Verein Warstein e.V.

Stadtverwaltung Hallenberg

Tourismus Brilon Olsberg GmbH

Tourismusverband Eslohe e.V. 

Volksbank Sauerland eG

Wi.Sta Sundern-Sorpesee GmbH 

Wirtschaft & Marketing Soest GmbH

Wirtschafts und Tourismus GmbH Möhnesee

Mitgliedsbeiträge: Die Mitglieder sind verpflichtet, Mitgliedsbeiträge zu entrichten.

Die Höhe und Fälligkeit der Beiträge bestimmen sich nach einer

von der Mitgliederversammlung beschlossenen Beitragsordnung.

Mitgliederversammlung: Nach § 6 Abs. 5 der Satzung besteht die Mitgliederversammlung 

"aus den natürlichen Personen, die die Mitgliedschaft erworben 

haben, und je einem Vertreter der übrigen Mitglieder des Vereins".

Sie tritt mindestens einmal im Jahr unter Leitung des Vorsitzenden

(oder eines Stellvertreters im Verhinderungsfall) zusammen. 

Organe: Organe des Vereins sind nach § 5 der Vereinssatzung:

 - die Mitgliederversammlung

 - der Vorstand

 - der Sauerland Arbeitsausschuss 

Die Zuständigkeiten der Organe werden durch §§ 6 - 8

der Satzung geregelt.
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Vorstand: Der Vorstand setzt sich zum 31.12.2023 wie folgt zusammen:

Philipp Scharfenbaum Kreis Olpe

- Vorsitzender - (ab 26.10.2023)

- 1. stellv. Vorsitzender - (bis 26.10.2023)

Frank Linnekugel Hochsauerlandkreis

- 1. stellv. Vorsitzender - (ab 26.10.2023)

- Vorsitzender - (bis 26.10.2023)

Barbara Dienstel-Kümper Märkischer Kreis

- 2. stellv. Vorsitzender - (ab 26.10.2023)

Dr. Jürgen Wutschka Kreis Soest

- 2. stellv. Vorsitzender - (bis 26.10.2023)

Michael Beckmann Stadt Winterberg

Stephan Kersting Gemeinde Eslohe

Thomas Grosche Stadt Medebach

Christian Pospischil Stadt Attendorn

Stephan Britten IHK Arnsberg Hellweg-Sauerland

Christian Schmidt Sauerländer Gebirgsverein e.V.

Klaus-Peter Fiebig DEHOGA Westfalen

Christian Koch Freizeitwelt Sauerland GmbH

Thomas Trachte Gemeinde Willingen

Maria Moritz Gemeinde Möhnesee

Tobias Puspas Stadt Lennestadt

Hubertus Mühling Stadt Balve

Von der Möglichkeit gem. § 9 der Vereinssatzung, einen Beirat 

für die vom Vorstand zu bestimmenden Aufgaben einzusetzen,

hat der Vorstand mit Sitzung vom 31.10.2019 Gebrauch gemacht.

Geschäftsführung: Der Verein hat einen Geschäftsführer und bis zu

zwei Stellvertreter.

Herr Dr. Jürgen Fischbach Geschäftsführer

Herr Jannik Müller Stellvertreter
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II. Wichtige Verträge

Mietverträge

Der Sauerland-Tourismus e.V. mietet weiterhin Räume in dem Gebäudekomplex Akademie Bad

Fredeburg, Johannes-Hummel-Weg 1. Der seinerzeit mit der Stadt Schmallenberg geschlossene 

Mietvertrag wurde aufgelöst und der Verein hat einen Mietvertrag mit der Akademie Bad Fredeburg 

Bewirtschaftungsgesellschaft mbH, Schmallenberg-Bad Fredeburg, abgeschlossen. 

Mit Vertrag vom 18.12.2023 wurde der bis zum 31.12.2023 gültige Mietvertrag um weitere 36 Monate

für den Zeitraum vom 01.01.2024 bis zum 31.12.2026 verlängert.

Nutzungsverträge für das Informations- und Reservierungssystem

Es besteht seit dem 01.01.2008 ein Nutzungsvertrag mit der MY.IRS GmbH über ein elektronisches 

Reservierungssystem namens TOMAS. 

Die Höhe der Vergütung für die Nutzung der Systeme mit den Zahlungsregeln ist in einer Aufstellung

für Entgelte geregelt und ist Bestandteil der Verträge. Andere Leistungen der MY.IRS GmbH werden 

gemäß den jeweils gültigen Preislisten berechnet. 

Vertrag über eine Buchungs- und Infohotline

Der Sauerland-Tourismus e.V. hat mit der Global Call Communications Center G3C GmbH, Münster,

einen Vertrag über eine Buchungs- und Infohotline ab dem 03.11.2008 abgeschlossen. Der Vertrag

beinhaltet neben der Beantwortung allgemeiner Interessentenanrufe zum Sauerland als Reiseziel,

der Bearbeitung von Prospektanforderungen auch die direkte Buchung von Unterkünften im Sauerland. 

Der Vertrag ist mit einer Frist von 14 Tagen zum Monatsende kündbar.

Personal- und Personalgestellungsverträge

Die Belegschaft setzt sich zum 31.12.2023 (Vorjahr) wie folgt zusammen:

- Anstellung direkt beim Sauerland-Tourismus e.V. 13 (12)

- Auszubildende 1 (0)

- Aushilfen bzw. Praktikanten 2 (2)

- Personalgestellung seitens des Kreisverkehrs- 

  verbandes Südsauerland e.V. (KVS) 2 (2)

18 (16)
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III. Sonstige Angaben

Finanzamt: 334/5731/0832

Meschede

Steuernummer: 334/5731/0832

Betriebsprüfung: Umsatzsteuer-Sonderprüfung in der Zeit vom 25.08.2020 

bis zum 31.08.2020 hat zu keinen Abweichungen gegenüber 

den angemeldeten Besteuerungsgrundlagen geführt.
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C. Grundsätzliche Feststellungen

Feststellungen gem. § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB

I. Entwicklungsbeeinträchtigende oder bestandsgefährdende Tatsachen

Wir haben bei Durchführung der Abschlussprüfung als Abschlussprüfer keine Tatsachen festgestellt, 

welche die Entwicklung des geprüften Vereins wesentlich beeinträchtigen oder seinen Bestand 

gefährden können.

II. Beachtung von Vorschriften zur Rechnungslegung

Als Abschlussprüfer haben wir gem. § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB auch darüber zu berichten, ob wir bei

Durchführung unserer Abschlussprüfung Unrichtigkeiten oder Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften

sowie Tatsachen festgestellt haben, die schwerwiegende Verstöße der gesetzlichen Vertreter oder von 

Arbeitnehmern gegen Gesetz oder Satzung darstellen.

Gesetzliche Vorschriften i. S. d. § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB sind die für die Aufstellung des Jahres-

abschlusses geltenden Rechnungslegungsnormen i. S. d. § 317 Abs. 1 Satz 2 HGB. Hierzu gehören 

die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften für 

den Jahresabschluss sowie Angabe- und Erläuterungspflichten im Anhang sowie ggf. einschlägige 

Normen der Satzung.

Bei Durchführung unserer Prüfung haben wir keine berichtspflichtigen Unrichtigkeiten oder Verstöße

gegen diese Vorschriften zur Rechnungslegung festgestellt.

III. Beachtung von sonstigen gesetzlichen Vorschriften

     und satzungsmäßigen Regelungen                               

Nach § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB haben wir auch über bei Durchführung der Prüfung festgestellte

Tatsachen zu berichten, die schwerwiegende Verstöße der Geschäftsführer oder von Arbeitnehmern 

gegen Gesetz oder Vereinssatzung erkennen lassen.

Im Rahmen unserer durchgeführten Prüfung haben wir keine derartigen Verstöße der gesetzlichen

Vertreter oder von Arbeitnehmern gegen Gesetz oder Vereinssatzung festgestellt.
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D. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

Wir haben den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung für das Geschäftsjahr

vom 01.01. bis 31.12.2023 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung des Jahresabschlusses

nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den dazu eingericheten internen Kontrollen 

liegen in der Verantwortung des Vorstandes bzw. der Geschäftsführung des Vereins. Unsere Aufgabe 

ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss 

unter Einbeziehung der Buchführung abzugeben.

Bei der Durchführung unserer Jahresabschlussprüfung haben wir die Vorschriften der §§ 317 ff. HGB

und die vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Abschlussprüfung beachtet („Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung“ im Sinne von 

Anlage D.1 zu ISA (DE) 200, nachfolgend „GOA“). Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 

dass Unrichtigkeiten und dolose Handlungen, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 

unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vermittelten Bildes der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit

und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Vereins sowie die Erwartungen über 

mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungs-

legungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung

und Jahresabschluss überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst

die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen

der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses.

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in unseren

Arbeitspapieren festgehalten. Die Dokumentation erfolgte in Übereinstimmung mit den IDW PS,

den ISA (DE) und den einschlägigen gesetzlichen Regelungen.

Feststellungen unter anderen Gesichtspunkten - insbesondere im Hinblick auf die Beachtung

sonstiger rechtlicher Vorschriften sowie auf etwaige Unredlichkeiten im Geld-, Waren- oder

sonstigen Geschäftsverkehr - waren nicht Gegenstand unseres Auftrages. Wir haben bei

unserer Prüfung keinen Anhaltspunkt für derartige Unredlichkeiten gefunden.

Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes wurden nicht geprüft.
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Auskünfte erteilten uns der Geschäftsführer, Herr Dr. Jürgen Fischbach, der stellvertretende Geschäfts-

führer, Herr Jannik Müller, sowie die Buchhalterin, Frau Johanna Szopinski.

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG und

den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen veröffentlichten 

Prüfungsstandard "Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" 

(PS 720) beachtet.

Die erforderlichen Arbeiten wurden von Herrn Wirtschaftsprüfer und Steuerberater Dipl.-Kfm.

Klaus-Peter Stolz sowie Herrn Wirtschaftsprüfer und Steuerberater Dipl.-Kfm. Thorsten Christmann 

in den Monaten Februar und Juni 2024 (mit Unterbrechungen) vor Ort und in unserem Büro durchgeführt.

Die in unserer Prüfungsstrategie identifizierten und festgelegten Prüfungsbereiche führten zu

folgenden wesentlichen Schwerpunkten der Prüfung:

- Analyse des Prozesses der Jahresabschlusserstellung 

- Vollständigkeit und Bewertung der Rückstellungen und Verbindlichkeiten

- Vollständigkeit der Anhangsangaben

- Abbildung der beantragten und erhaltenen Fördermittel in Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung

- Weitere Einzelsachverhalte mit wesentlichen Auswirkungen auf die Darstellung der Vermögens- 

und Ertragslage

Da das interne Kontrollsystem des Sauerland-Tourismus e.V. für die Größe des Vereins und die

Komplexität der Geschäftsvorfälle ausreichend ist, haben wir unsere Prüfungshandlungen im 

Wesentlichen durch Stichprobenprüfungen vorgenommen.

Die Auswahl der Stichproben erfolgte anhand einer bewussten Auswahl und trug dem Kontrollumfeld, 

der Fehlererwartung und der Bedeutung des Prüffeldes Rechnung.

Die Prüfung der Posten der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgte weitgehend durch eine bewusste 

Stichprobenauswahl, sofern nicht wegen der Auswirkungen auf den Jahresabschluss eine lückenlose 

Prüfung einzelner Konten erforderlich war.
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Die Ausführungen zum Umfang der Prüfung stellen keinen lückenlosen Nachweis der durchge-

führten Prüfungshandlungen dar. Sie geben lediglich einen Überblick über die Prüfungsstrategie. 

Der Nachweis der Prüfungshandlungen wird durch unsere Arbeitspapiere im Einzelnen erbracht.

Alle erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden uns von der Geschäftsführung und den

uns benannten Mitarbeitern des Vereins bereitwillig erteilt.

Bankbestätigungen wurden eingeholt.

Die berufsübliche Vollständigkeitserklärung haben wir zu unseren Akten genommen.
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E. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Grundlage unserer Prüfung war das Rechnungswesen des Vereins sowie der von Droste 

Schulte-Sprenger Schmidt Steuerberater-Wirtschaftsprüfer-Rechtsanwälte Partnerschaft mbB 

erstellte Jahresabschluss bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang ergänzt

um Erläuterungen zur Bilanz sowie zur Gewinn- und Verlustrechnung, welche in der Anlage 6 wieder-

gegeben sind.

Die Finanzbuchhaltung wird ab 2023 über das System der BMD Systemhaus GesmbH abgewickelt.

Die Lohn- und Gehaltsbuchhaltung wird extern durch die Droste Schulte-Sprenger Schmidt 

Steuerberater-Wirtschaftsprüfer-Rechtsanwälte Partnerschaft mbB durchgeführt.

Wir sind bei unserer Prüfung von der von uns geprüften und uneingeschränkt bestätigten Bilanz

zum 31.12.2022 ausgegangen.

Der angewandte Kontenplan gewährleistet eine klare und übersichtliche Ordnung des Buchungs-

stoffes.

Die Organisation der Buchhaltung, das interne Kontrollsystem, der Datenfluss und das Beleg-

wesen ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und

Buchung der Geschäftsvorfälle.

Die Verfahrensabläufe in der Buchführung haben keine nennenswerten organisatorischen Ände-

rungen erfahren. 

Die Informationen, die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommen wurden, führen in allen 

wesentlichen Belangen zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung und Jahresabschluss.

Hinsichtlich der Umsatzsteuer ist festzuhalten, dass der Verein grundsätzlich sowohl unternehmerisch 

als auch nichtunternehmerisch tätig ist.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen

nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften 

einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen. Die Prüfung ergab

keine Beanstandungen.
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2. Jahresabschluss

Nach § 321 Abs. 2 Satz 1 HGB haben wir festzustellen, ob der von uns geprüfte Jahresabschluss

den gesetzlichen Vorschriften und ggf. den ergänzenden Bestimmungen der Satzung entspricht.

Der Jahresabschluss wurde nach den Vorschriften der §§ 242 bis 256a und §§ 264 bis 288 HGB

erstellt und entspricht den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung und aller größenabhängigen, rechtsformgebundenen oder wirtschaftszweig-

spezifischen Regelungen. Ergänzende Bilanzierungsvorschriften aus der Satzung ergeben sich

nicht.

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsgemäß aus der Buchführung und

den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die Gliederung der Bilanz (Anlage 1) erfolgt

nach dem Schema des § 266 Abs. 2 HGB. Die Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2)

wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB aufgestellt. Die Ansatz-,

Ausweis- und Bewertungsvorschriften sind in allen wesentlichen Belangen beachet worden.

In dem von dem Verein aufgestellten Anhang (Anlage 3) sind die auf die Bilanz und die

Gewinn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

ausreichend erläutert. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise in den

Anhang übernommenen Angaben zur Bilanz sowie zur Gewinn- und Verlustrechnung sind

vollständig und zutreffend dargestellt.

Der Jahresabschluss entspricht damit nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen 

Belangen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung. Die Prüfung ergab keine Beanstandungen. 
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II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Unsere Prüfung hat ergeben, dass § 264 Abs. 2 HGB beachtet wurde und der Jahresabschluss 

insgesamt, d. h. als Gesamtaussage des Jahresabschlusses, wie sie sich aus dem Zusammen-

wirken von Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang ergibt, unter Beachtung der Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens- und Ertragslage des Vereins vermittelt.

1. Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Wir verweisen auf die Angaben der gesetzlichen Vertreter im Anhang des Vereins (Anlage 3).

2. Änderungen der Bewertungsgrundlagen

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden gegenüber dem Vorjahr unverändert

angewandt. 

3. Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen, über die zu berichten wäre, wurden von den gesetzlichen

Vertretern nicht ausgeübt.

4. Aufgliederungen und Erläuterungen

Im Übrigen verweisen wir auf die Erläuterungen zur Vermögens- und Ertragslage im nun folgenden 

Abschnitt E. III. und auf den Anhang.
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III. Erläuterungen zur Vermögens- und Ertragslage

Die Bilanz zum 31.12.2023 schließt mit einer Bilanzsumme von TEUR 729 (Vorjahr: TEUR 713) ab.

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind gegenüber dem Vorjahr um TEUR 21

gestiegen.

Die sonstigen Vermögensgegenstände betragen zum 31.12.2023 TEUR 4. 

Die liquiden Mittel haben sich stichtagsbezogen von TEUR 372 auf TEUR 592 zum 31.12.2023 erhöht.

Das Eigenkapital beträgt zum 31.12.2023 TEUR 601 (Vorjahr: TEUR 634).

Die Eigenkapitalquote zum 31.12.2023 ist mit 82 % gegenüber dem Vorjahresstichtag (89 %) 

gesunken. 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sind von TEUR 13 zum 31.12.2022 auf TEUR 44

zum 31.12.2023 gestiegen. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung 2023 weist einen Jahresfehlbetrag von TEUR 33 (Vorjahr: Jahres-

überschuss TEUR 167) aus.

Die Umsatzerlöse haben sich  im Berichtsjahr gegenüber dem Vorjahr erhöht. So wurden im 

Berichtsjahr mit TEUR 265 im Vergleich zum vorangegangenen Jahr TEUR 13 mehr Umsatzerlöse

erzielt. 

In den sonstigen betrieblichen Erträgen (TEUR 1.422) sind im Wesentlichen Mitgliedsbeiträge mit  

TEUR 1.270 enthalten. Die Mitgliedsbeiträge sind gegenüber dem Vorjahr um TEUR 11 gestiegen. 

Im Jahr 2023 sind zwei Mitglieder dem Verein beigetreten. Ferner sind unter den sonstigen betrieblichen 

Erträgen die erhaltenen Fördergelder ausgewiesen.
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Im Berichtsjahr sind die vereinnahmten Fördergelder um TEUR 515 auf TEUR 116 (Vorjahr: TEUR 631) 

gesunken. Die im Jahr 2023 vereinnahmten Fördergelder entfielen auf die Projekte "Touristisches

Daten-Management" und "REACT" .

Der Personalaufwand beträgt TEUR 687 und ist damit um TEUR 21 höher als im Vorjahr (TEUR 666).

Ursächlich hierfür war u. a. der Anstieg des durchschnittlichen Personalbestandes im Berichtsjahr im 

Vergleich zum vorangegangenen Jahr.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind insgesamt um TEUR 318 von TEUR 1.341 in 2022 auf 

TEUR 1.023 in 2023 gesunken. Die hierin enthaltenen Werbe- bzw. Marketingaufwendungen sind

in 2023 gegenüber dem Vorjahr um TEUR 247 auf TEUR 560 gesunken. 

Zu den Marketingaufwendungen zählen im Wesentlichen Aufwendungen für Messen, Präsentationen und 

Anzeigen mit TEUR 275 (Vorjahr: TEUR 414), Onlinemarketing mit TEUR 168 (Vorjahr: TEUR 246)

und Print TEUR 76.

Die in den sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthaltenen Aufwendungen für die Personalge-

stellungen sind mit TEUR 201 im Vergleich zum Vorjahr (TEUR 183) gestiegen.

Ergänzend merken wir zu den erhaltenen Fördergeldern an, dass nach den uns erteilten Aus-

künften der Verein die damit zusammenhängenden Verwaltungskosten zur Abwicklung der 

Fördermaßnahmen selbst zu tragen hat. Ferner trägt der Verein das Risiko, dass infolge von etwaigen

Verstößen seitens der dem Verein angeschlossenen Städte, Gemeinden und Vereine gegen 

Zuwendungsauflagen ausbezahlte Gelder zurückgefordert werden und vom Verein an das Land 

Nordrhein-Westfalen zurückzuzahlen sind.
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Abweichungen der Wirtschaftsplanansätze von den tatsächlichen Ergebnissen

2023

Ist-GuV-Daten Abweichung

TEUR TEUR

1. Umsatzerlöse 264,6 8,3

2. Sonstige betriebliche Erträge 1.422,3 114,8

1.686,9 123,1

3. Personalaufwand

inkl. Aufwendungen aus Personal-

-888,1 0,9

4. Abschreibungen auf immaterielle 

Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens und Sachanlagen -16,4 -2,4 

5. Sonstige betriebliche Aufwendungen

ohne Aufwendungen aus Personal-

-822,6 -53,1 

-1.727,1 -1.672,5 -54,6

6. Sonstige Zinsen und ähnliche 

Erträge 8,0 8,0

-1.719,1 -46,6

7. Ergebnis nach Steuern -32,2 76,5

8. Sonstige Steuern (Kfz-Steuern) -0,3 -0,3 

9. Jahresüberschusss/-fehlbetrag -32,5 76,2

Zur Vergleichbarkeit der Ansätze im Wirtschaftsplan mit den Posten der Gewinn- und Verlustrechnung 

wurden die Aufwendungen aus der Personalgestellung in der Spalte "Ist-GuV-Daten" aus dem Posten

5. "Sonstige betriebliche Aufwendungen" in den Posten 3. "Personalaufwand" umgegliedert.

Möglich wäre auch, die Posten der kaufmännischen Gewinn- und Verlustrechnung (§ 275 HGB) zur 

Aufstellung des Wirtschaftsplans heranzuziehen oder den Wirtschaftsplan spartenbezogen (Förder-

projekte/übrige Tätigkeiten des Vereins) aufzustellen.

2023

TEUR

256,3

1.307,5

1.563,8

   Wirtschaftsplan

gestellungsverträgen (TEUR 200,7)

gestellungsverträgen (TEUR 200,7)

0,0

-889,0

-108,7

-14,0

-769,5

0,0

-108,7

-1.672,5
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Unter der Position "Sonstige betriebliche Erträge" sind im Wesentlichen die Mitgliedsbeiträge 

i. H. v. TEUR 1.270 sowie Fördergelder mit TEUR 116 ausgewiesen. Veranschlagt waren für den 

Wirtschaftsplan Mitgliedsbeiträge in Höhe von TEUR 1.259,5 und keine Erträge aus Förderprojekten.

Es ergibt sich insgesamt eine Differenz in Höhe von TEUR 114,8 gegenüber dem Planansatz.

Die Abweichung ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass im Wirtschaftsplan 2023 

geringere Fördergelder veranschlagt waren. Fernr wurde der Förderzeitraum verlängert.

Die Position "Sonstige betriebliche Aufwendungen" enthält nach Umgliederung der Aufwendungen

für die Personalgestellung (TEUR 200,7) im Wesentlichen Werbe- und Marketingaufwendungen 

(TEUR 560), nicht abziehbare Vorsteuer (TEUR 65,6) sowie den Mitgliedsbeitrag für den NRW-

Tourismus e.V. (TEUR 25,2). Die Abweichung der sonstigen betrieblichen Aufwendungen zum Planansatz 

resultiert im Wesentlichen aus nicht geplanten Ausgaben zum Zeitpunkt der Erarbeitung des 

Wirtschaftsplanes für 2023.
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F. Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

HGrG und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen, 

dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW PS 720 

Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG beachtet. 

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der 

erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen 

Vorschriften und ggf. den Bestimmungen der Satzung und der Geschäftsordnung für 

die Geschäftsführung geführt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage 5 

(Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der 

wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG) dargestellt. Über diese Feststellungen 

hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung 

für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind.
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G. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Wir haben dem Jahresabschluss zum 31.12.2023 für das Geschäftsjahr 2023 des Vereins den 

folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:

"Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An den Sauerland-Tourismus e.V.

Prüfungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss des Sauerland-Tourismus e.V., Schmallenberg-Bad Fredeburg,  

- bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-

jahr vom 01.01.2023 bis zum 31.12.2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften 

geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 

und Finanzlage des Vereins zum 31.12.2023 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom

01.01.2023 bis zum 31.12.2023.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 

der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 

im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres 

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Verein unabhängig in Überein-

stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 

sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind 

der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 

als Grundlage für unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen.
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 

Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage des Vereins vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 

die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 

Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 

der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen 

der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben 

sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 

sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 

dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 

frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist,

sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 

wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen 

oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 

werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 

wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss

aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 

auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, 

um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen 

resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass 

aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da dolose 

Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 

Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 

Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen 

sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieses Systems des Vereins

abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-

legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie

auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 

Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 

Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir 

zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 

Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu

machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren.

Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 

Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-

heiten können jedoch dazu führen, dass der Verein seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr

fortführen kann.
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- beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich 

der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 

so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage des Vereins vermittelt.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 

bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen."
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H. Schlussbemerkung

Wir erstatten diesen Prüfungsbericht in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und

und unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschluss-

prüfungen (IDW PS 450 n. F. (10.2021)). 

Der von uns mit Datum vom 19.06.2024 erteilte uneingeschränkte Bestätigungsvermerk ist im 

vorangehenden Abschnitt G. wiedergegeben und im Anlagenteil als Anlage 4 beigefügt.

Eine Verwendung des Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prüfungsberichts bedarf unserer 

vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des Jahresabschlusses in einer 

von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, 

sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf 

§ 328 HGB wird verwiesen.

Der Prüfungsbericht wird gem. §§ 321 Abs. 5 HGB, 32 WPO wie folgt unterzeichnet:

Lüdenscheid, den 19.06.2024

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Stolz Christmann
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An den Sauerland-Tourismus e.V.

Prüfungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss des Sauerland-Tourismus e.V., Schmallenberg-Bad Fredeburg,  

- bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäfts-

jahr vom 01.01.2023 bis zum 31.12.2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der 

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften 

geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 

und Finanzlage des Vereins zum 31.12.2023 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom

01.01.2023 bis zum 31.12.2023.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 

der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 

im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres 

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Verein unabhängig in Überein-

stimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 

sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind 

der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 

als Grundlage für unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen.
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 

Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 

verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 

ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahres-

abschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen 

Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben 

sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 

sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 

dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 

frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist,

sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-

gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine 

wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen 

oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 

werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 

wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss

aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 

auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, 

um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen 

resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, 

dass aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da  

dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 

irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 

Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieses Systems des 

Vereins abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungs-

legungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie

auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 

Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 

Fähigkeit der Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir 

zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 

Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu

machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren.

Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 

Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-

heiten können jedoch dazu führen, dass der Verein seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr

fortführen kann.
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- beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich 

der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 

so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage des Vereins vermittelt.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 

bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Lüdenscheid, den 19.06.2024

Stolz

Wirtschaftsprüfer

Christmann

Wirtschaftsprüfer
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Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 

und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG                                       

Zur Prüfung nach § 53 HGrG wurde die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungs-

organisation anhand des folgenden Fragenkreises untersucht:

Fragenkreis 1:

Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung

sowie individualisierte Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan

für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung?

Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation

für die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)?

Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?

Ein Geschäftsverteilungsplan ist vorhanden. Ferner hat der Geschäftsführer mit 

Wirkung vom 01.01.2023 eine Dienst- und Geschäftsanweisung erlassen.

Die Vereinssatzung regelt den Verantwortungsbereich des Vorstandes.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und

wurden Niederschriften hierüber erstellt?

Vorstandssitzungen fanden dreimal im abgelaufenen Geschäftsjahr statt, und zwar am

19.02.2023, 31.05.2023 und 19.09.2023.

Die Mitgliederversammlung fand am 26.10.2023 statt.

Protokolle wurden bei den Vorstandssitzungen sowie bei der Mitgliederversammlung 

angefertigt. Die Protokolle wurden durch uns eingesehen.
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c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG

sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Der Geschäftsführer, Herr Dr. Jürgen Fischbach, war im Rothaarsteig e.V. und im Naturpark

Sauerland Rothaargebirge e.V. als Vorstand tätig.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 

 individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach

Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung

ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?

Das Gehalt der Geschäftsführung ist nicht aus dem Anhang des Jahresabschlusses 

ersichtlich. Hierbei wurde von der Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB Gebrauch gemacht.

Der Vorstand übt seine Tätigkeit nach § 7 Abs. 7 der Satzung unentgeltlich aus.

Zur Prüfung nach § 53 HGrG wurde die Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungs-

instrumentariums anhand der folgenden Fragenkreise untersucht:

Fragenkreis 2:

Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-

plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/

Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Es liegt ein Organisationsplan vor, aus dem die Arbeitsbereiche der jeweiligen Mitarbeiter/

-innen und die bestehenden Vertretungsregelungen hervorgehen. Der Organisationsplan  

wird nach Bedarf aktualisiert. Die letzte Aktualisierung erfolgte im I. Quartal 2023.
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b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfah-

ren wird?

Bei der Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem 

Organisationsplan verfahren wird.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und

dokumentiert?

Eine explizite Richtlinie zur Korruptionsprävention lag nicht vor. Es gab Maßnahmen, 

die Korruptionspräventionscharakter hatten.

So hat die Geschäftsführung Mitte 2013 eine Dienstanweisung für die Vergabe von Auf-

trägen erlassen. Diese Regelungen wurden letztmalig in der Dienst- und Geschäfts-

anweisung mit Wirkung vom 01.01.2023 aktualisiert.

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungs-

prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, 

Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese

nicht eingehalten werden?

Nein
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e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücks-

verwaltung, EDV)?

Eine zentrale Ablage wird bei der Geschäftsführung geführt.

Fragenkreis 3:

Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-

schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Pro-

jekten - den Bedürfnissen des Unternehmens?

Der Verein erstellt einen jährlichen Wirtschaftsplan. 

Das Planungswesen ist auf die Größe und die Bedürfnisse des Unternehmens ausgerichtet.

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Die Geschäftsführung überprüft fortlaufend Planabweichungen.

Für das Berichtswesen im Jahr 2023 wurde mehrmals, i. d. R. zum Quartalsende, ein 

Wirtschaftsplan mit Soll-Ist-Vergleich aufgestellt. Das unterjährige Kontrollinstrument soll

auch weiterhin zur besseren Steuerbarkeit fortgeführt werden.

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe

und den besonderen Anforderungen des Unternehmens?

Ja
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d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liqui-

ditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Kontokorrentkredite werden nicht benötigt. Darlehen- und Mitarbeiterdarlehen 

bestehen nicht. Die Mitgliedsbeiträge werden in der ersten Jahreshälfte angefordert.

Je nach Höhe des zu leistenden Mitgliedsbeitrages ist der Betrag in zwei Raten zu zahlen.

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben

sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten 

worden sind?

Entfällt

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden?

Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen 

zeitnah und effektiv eingezogen werden?

Uns sind keine Umstände bekannt geworden, nach denen die Entgelte nicht vollständig und 

zeitnah in Rechnung gestellt wurden. Das bestehende Mahnverfahren sichert weitgehend

eine vollständige und zeitnahe Vereinnahmung der Entgelte. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und

umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Eine eigene unabhängige Controllingabteilung als Stabsstelle existiert nicht, sondern ist 

innerhalb des Rechnungswesens angesiedelt.
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h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder

Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine

wesentliche Beteiligung besteht?

Entfällt, da der Verein keine Tochterunternehmen hat.

Fragenkreis 4:

Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert

und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig 

erkannt werden können?

Ein Wirtschaftsplan ist vorhanden. Es wird in der Regel vierteljährlich ein Soll-Ist-Vergleich 

durchgeführt.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben

sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Der Vergleich anhand von Soll- und Ist-Werten ist ausreichend, da dieser in regelmäßigen 

Abständen durchgeführt wird. Ferner ist ein eigenes Konto "nicht abzugsfähige Vorsteuer" 

vorhanden.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Die Soll-Ist-Vergleiche werden ausreichend dokumentiert und dem Vorstand zur Kenntnis

vorgelegt.
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d) Werden  die  Frühwarnsignale  und  Maßnahmen  kontinuierlich  und  systematisch

mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktio-

nen abgestimmt und angepasst?

Ja, siehe oben

Fragenkreis 5:

Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanz-

instrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten

schriftlich festgelegt? Dazu gehört:

• Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?

• Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen

  eingesetzt werden?

• Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in

  welchem Umfang dürfen offene Posten entstehen?

• Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien aus-

  schließlich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden

  dürfen (z. B. antizipatives Hedging)?

Entfällt

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kre-

ditkonditionen und zur Risikobegrenzung?

Entfällt
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c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes In-

strumentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf

• Erfassung der Geschäfte

• Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse

• Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung

• Kontrolle der Geschäfte?

Entfällt

d) Gibt  es  eine   Erfolgskontrolle für  nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende

Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung

gezogen?

Entfällt

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?

Entfällt

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die 

offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

Entfällt
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Fragenkreis 6:

Interne Revision

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne 

Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese

Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Nein

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/

Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

Siehe Antwort a) zu Fragenkreis 6

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/

Konzernrevision im Geschäftsjahr?

Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funktionen   

(z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? 

Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? 

Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor?)

Siehe Antwort a) zu Fragenkreis 6

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer

abgestimmt?

Siehe Antwort a) zu Fragenkreis 6
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e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und

um welche handelt es sich?

Siehe Antwort a) zu Fragenkreis 6

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der In-

ternen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/

Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

Siehe Antwort a) zu Fragenkreis 6

Zur Prüfung nach § 53 HGrG wurde die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit

anhand der folgenden Fragenkreise untersucht:

Fragenkreis 7:

Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Geschäfts-

ordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-

chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht

eingeholt worden ist?

Fälle, in denen die erforderliche Zustimmung nicht eingeholt worden ist, sind nicht

festgestellt worden.

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des

Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Es wurden keine Kredite an Geschäftsführung oder Vorstand vergeben.
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c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-

men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen

vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Nach unseren Feststellungen haben sich derartige Anhaltspunkte nicht ergeben.

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 

Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Be-

schlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

Nach unseren Feststellungen haben sich derartige Anhaltspunkte nicht ergeben.

Fragenkreis 8:

Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, imma-

terielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Bis auf die Anschaffung einer elektrischen Leinwand wurden Sachanlagen im Geschäftsjahr 

2023 nur in sehr geringem Umfang angeschafft.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-

mittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Prei-

ses zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Be-

teiligungen)?

Derartige Anhaltspunkte haben wir im Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt.
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c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend

überwacht und Abweichungen untersucht?

Entfällt

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen er-

geben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Entfällt

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Entfällt

Fragenkreis 9:

Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen 

(z. B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Nein

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenz-

angebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Ja
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Fragenkreis 10:

Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Die Mitgliederversammlung und der Vorstand stellen das Überwachungsorgan dar; sie 

werden in die Entscheidungsprozesse der Geschäftsführung sachgerecht eingebunden.

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden  Einblick in  die wirtschaftliche Lage des

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Ja

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen  und

zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht 

ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen 

oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?

Ja, siehe Antwort a) zu Fragenkreis 10

Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle 

sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen haben wir bei 

unserer Prüfung nicht festgestellt.

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan

auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Besondere Wünsche wurden nicht geäußert.
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG 

oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Nein

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart?

Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan

erörtert?

Eine derartige Versicherung wurde nicht abgeschlossen.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan

offengelegt worden?

Im Rahmen der Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass derartige

Interessenkonflikte vorlagen.

Zur Prüfung nach § 53 HGrG wurde die Vermögens- und Finanzlage

anhand der folgenden Fragenkreise untersucht:

Fragenkreis 11:

Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Nein, offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen besteht u. E. nicht.
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b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Nein. Es ist noch anzumerken, dass die Aufwendungen für den Druck von 

Werbebroschüren nicht aktiviert, sondern als Verbrauchsmaterial behandelt wurden.

Am Bilanzstichtag waren noch Bestände an Fahrradkarten vorhanden.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich

zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 

Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

Es haben sich diesbezüglich keine Anhaltspunkte ergeben.

Fragenkreis 12:

Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen

zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen

Investitionsverpflichtungen finanziert werden?

Die Kapitalstruktur zum 31.12.2023 setzt sich zu 82 % aus Eigenkapital und zu 18 %

aus Fremdkapital zusammen.

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Entfällt; es handelt sich nicht um ein Konzernunternehmen.
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c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich

Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben,

dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht

beachtet wurden?

Der Verein hat in 2023 nach teilweiser Weiterleitung an die angeschlossenen Kreise 

und Kommunen Fördermittel aus dem NRW Förderprojekt: "Starterprojekt-Touristisches 

Datenmanagement NRW" i. H. v. TEUR 77 und aus dem Projekt: "REACT" i. H. v. TEUR 39

erhalten. Weitere Fördermittel erhielt der Verein in 2023 nicht.

Anhaltspunkte, dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen nicht beachtet 

wurden, haben sich nicht ergeben.

Fragenkreis 13:

Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung?

Der Verein verfolgt keine Gewinnerzielungsabsicht. Die Eigenkapitalquote zum 31.12.2023

beträgt ca. 82 %. Die Eigenkapitalausstattung ist als angemessen zu bezeichnen. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung)

mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Es ist im Jahr 2023 ein Jahresfehlbetrag entstanden.
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Zur Prüfung nach § 53 HGrG wurde die Ertragslage anhand der folgenden 

Fragenkreise untersucht:

Fragenkreis 14:

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/

Konzernunternehmen zusammen?

Segmente bzw. Sparten sind nicht vorhanden. Kosten einzelner Projekte werden 

Erlösen gegenübergestellt.

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Nein

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungs-

beziehungen zwischen  Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern

eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Leistungsbeziehungen zwischen dem Verein und seinen Mitgliedern liegen vor.

Anhaltspunkte für unangemessene Leistungsbeziehungen zu Mitgliedern haben sich 

aufgrund unserer Prüfung nicht ergeben.

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Bei dem bestehenden Unternehmenszweck fällt keine Konzessionsabgabe an.
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Fragenkreis 15:

Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von

Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Der Verein hat keine Gewinnerzielungsabsicht. Projekte, die mit öffentlichen Geldern 

gefördert werden, haben keinen positiven Ergebnisbeitrag geliefert. Der Eigenanteil 

bei den diesjährigen Projekten beträgt bis zu 20 % der Fördersumme.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um

welche Maßnahmen handelt es sich?

Keine, siehe Antwort a)

Fragenkreis 16:

Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Entfällt

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage

des Unternehmens zu verbessern?

Entfällt
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Erläuterungen
Sauerland-Tourismus e.V.

Schmallenberg

zu Bilanz und Gewinn- und 
Verlustrechnung 

vom 1. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023

4610087 Buchungsservice 0,00 33.280,91
4610090 Streckenkontrolle Radnetz 0,00 3.834,75

560.018,00 818.202,63

2023 2022
EUR EUR

g. beschränkt abziehbare Betriebsausgaben

4630 Geschenke abzugsfähig ohne § 37b EStG 198,98 446,68
4635 Geschenke nicht abzugsfähig ohne § 37b EStG 38,25 967,29
4640 Repräsentationskosten 876,70 212,77
4650 Bewirtungskosten (70%) 357,70 252,96
4654 Nicht abzugsfähige Bewirtungskosten (30%) 153,30 108,40

1.624,93 1.988,10

2023 2022
EUR EUR

h. Reiseaufwand

4660 Reisekosten Arbeitnehmer 7.782,89 2.423,30
4664 Reisekosten Arbeitnehmer Verpflegungsmehraufwand 773,72 0,00
4668 Kilometergelderstattung Arbeitnehmer 4.210,26 3.472,14

12.766,87 5.895,44

2023 2022
EUR EUR

i. Aufwendungen für Konzessionen und Lizenzen

4964 Aufwendungen für Lizenzen 13.896,59 12.481,21

davon betreffen

2023 2022
News Aktuell Lizenzgebühr Zimpel € 5.335,10 € 5.508,00
Microsoft 365 Business € 3.288,75 € 2.835,25
ECO-Counter Lizenzgebühr € 2.800,00 € 0,00
Outdooractive Regio App € 0,00 € 1.155,00

2023 2022
EUR EUR

j. Aufwendungen für Leasing

Leasing für bewegliche Wirtschaftsgüter

4812 Mietleasing Bürosysteme Münstermann 3.107,55 4.455,96
4813 Mietleasing MLF Mercator 2.643,60 2.643,60

5.751,15 7.099,56
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Erläuterungen
Sauerland-Tourismus e.V.

Schmallenberg

zu Bilanz und Gewinn- und 
Verlustrechnung 

vom 1. Januar 2023 bis 31. Dezember 2023

Zu #4902
Personalgestellung
betr. den Geschäftsführer und eine Arbeitsnehmerin die vom Kreisverkehrsverband Südsauerland e.V. gestellt 
werden, sowie T€ 5 Erstellung Gehaltsabrechnung und Verwaltungskosten

2023 2022
EUR EUR

Summe sonstige betriebliche Aufwendungen 1.023.345,41 1.341.426,31

7. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des 
Finanzanlagevermögens 2023 2022

EUR EUR

2640 Zins- und Dividendenerträge 7.998,97 0,00

8. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 2023 2022
EUR EUR

2200 Körperschaftsteuer -1.999,76 0,00
2208 Solidaritätszuschlag -109,92 0,00
2213 Kapitalertragsteuer 1.999,76 0,00
2216 Anrechenbarer Solidaritätszuschlag auf Kapitalertragssteuer 25 % 109,92 0,00

 0,00 0,00

9. Ergebnis nach Steuern 2023 2022
EUR EUR

-32.208,08 167.120,90

10. sonstige Steuern 2023 2022
EUR EUR

4510 Kfz-Steuern 336,00 336,00

11. Jahresfehlbetrag/-überschuss 2023 2022
EUR EUR

-32.544,08 166.784,90
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